
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 3. Juli 2019

634. Anfrage (Gesundheitsrisiken durch Nanopartikel  
von Benzinautos, insbesondere mit Direkteinspritzung)

Kantonsrätin Sonja Gehrig, Urdorf, und Kantonsrat Thomas Wirth, 
Hombrechtikon, haben am 27. Mai 2019 folgende Anfrage eingereicht:

Direkteinspritzende Benzinmotoren, sogenannte GDI-Motoren (engl. 
gasolinedirect injection), sind in der Schweiz bzw. weltweit auf dem Vor-
marsch, da dieser Technologie eine deutlich erhöhte Motorenleistung 
zu verdanken ist. In der Schweiz fahren fast eine Mio. Direkteinspritzer 
herum, in Europa werden es bis 2020 50 Mio. GDI-Fahrzeuge sein, d. h. 
etwa jedes dritte Fahrzeug. Bereits vor einigen Jahren hat die Empa im 
Rahmen des GasOMeP-Projekts1 die Emissionen von GDI-Motoren 
untersucht.

GDI-Partikel sind mit Durchmessern von 10 bis 100 nm sehr klein, also 
deutlich unterhalb der Messgrenze der PM2.5. Sie treten zahlreich (mit 
2 bis 6 Billionen Partikeln pro Kilometer) und in hohen Konzentrationen 
(1 bis 10 Mio. Partikel/cm3) in den Abgasen von Benzinmotoren auf.

Aufgrund der chemischen Zusammensetzung der Abgase und der ho-
hen Partikel-Emissionen stellen GDI-Benzinmotoren ein ähnliches Ge-
sundheitsrisiko dar wie Diesel-Motoren ohne Partikelfilter. Doch Direkt-
einspritzer stossen im Durchschnitt 63-Mal so viele ultrafeine Russpar-
tikel aus wie ein sechs Jahre altes Dieselauto mit Partikelfilter, maximal 
sogar bis zu 1000-Mal mehr Partikel. Auf diesen Russpartikeln haften 
6 bis 38 Mal mehr krebserregende Substanzen als auf den Russemissio-
nen von Dieselautos (Saldo 08/2019 vom 30. April 2019). Vergleichbar mit 
einem trojanischen Pferd befördern die Russpartikel diese krebserzeu-
genden Substanzen, die polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffe 
(PAK), via Lunge in die Blutbahn des menschlichen Körpers. Einmal 
eingeatmet, bleiben solch kleine Partikel gemäss Empa-Forscher Norbert 
Heeb für immer im Körper. Das Krebspotenzial dieser Abgase lag ge-
mäss der interdisziplinären GasOMeP-Studie bis zu 17-Mal höher als 
beim untersuchten Diesel-Fahrzeug mit Partikelfilter. Ein ernüchtern-
des Resultat: Die gesundheitliche Gefährdung, die von direkteinspritzen-
den Benzinern ausgeht, ist deutlich höher als jene von Diesel-Autos, die 

1 P. Comte, J. Czerwinski, A. Keller, N. Kumar, M. Muñoz, S. Pieber, A. PrévÔt, A. Wich-
ser, N. Heeb: GASOMEP: Current Status and New Concepts of Gasoline Vehicle Emission 
Control for Organic, Metallic and Particulate Non-Legislative Pollutants. Final Scien-
tific report of the CCEM-Mobility project 807, 2013–2017.
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seit der Abgasnorm Euro-5 mit einem Partikelfilter ausgerüstet sein müs-
sen. Eine im März 2019 veröffentlichte Studie des Max-Planck-Instituts 
für Chemie in Mainz (D) geht davon aus, dass in der Schweiz pro Jahr 
rund 8500 Menschen an den Folgen von Luftverschmutzung frühzeitig 
sterben. Studien des Schweizer Bundesamts für Raumentwicklung rech-
nen mit jährlich 2200 frühzeitigen Todesfällen.

Auch der Medienmitteilung des Regierungsrates vom 22. Mai 2019 ist 
zu entnehmen, dass der Grenzwert für die kleinsten Feinstaubpartikel – 
gemessen als PM2.5 (kleiner als 2.5 Mikrometer) – 2018 an allen Messsta-
tionen überschritten wurde und dass der PM2.5-Anteil des Feinstaubs 
besonders gesundheitsschädlich sei.

Die Abgase der an der Empa gemessenen Autos lagen mit dem krebs-
erzeugendem Benzo(a)pyren bis zu 1700-fach über dem Grenzwert der 
EU-Richtlinie mit 1 ng/m3 für die Konzentration in der Umgebungsluft. 
Benzo(a)pyren kann beim Menschen Krebs verursachen und wird als 
erbgutverändernd, fortpflanzungsschädigend und entwicklungsschädi-
gend angesehen. Die Schweiz (LRV) kennt keine Grenzwerte für Krebs-
substanzen wie Benzo(a)pyren in der Luft. Seit dem 1. September 2018 
müssen jedoch neu zugelassene Fahrzeuge mit GDI-Motoren die gleichen 
Partikelgrenzwerte einhalten wie Dieselmotoren.

Sie dürfen maximal 600 Milliarden Partikel pro Kilometer ausstossen. 
Für Benzinautos mit Saugrohreinspritzung gilt dieser Partikelgrenz-
wert jedoch nicht. Die Empa und die Berner Fachhochschule veröffent-
lichten im März 2019 Feinstaubmessungen eines Fiat Panda Twinair 0.9 
Liter. Der Benziner hat keine Direkteinspritzung, sondern eine soge-
nannte Saugrohreinspritzung. Er stiess 104-Mal mehr Partikel und 18-Mal 
mehr krebserregende Substanzen aus als ein Diesel mit Partikelfilter 
(Saldo 08/2019 vom 30. April 2019).

Wir bitten den Regierungsrat, in diesem Zusammenhang folgende 
Fragen zu beantworten:
1. Wie beurteilt der Regierungsrat die gesundheitlichen Risiken, die von 

Benzinautos mit Direkteinspritzung (GDI-Motoren) ausgehen? Wie 
schätzt er das Gesundheitsrisiko von Benzinautos mit Saugrohrein-
spritzung ein?

2. Wie viele im Kanton Zürich zwischen dem 1. September 2018 und dem 
30. April 2019 neu immatrikulierten Fahrzeuge hatten direkteinsprit-
zende Benzinmotoren (GDI)? Wie viele davon waren bei der Zulas-
sungskontrolle ohne und wie viele mit einem Partikelfilter ausgestat-
tet? Wie viele der GDI-Partikelfilter waren Hochleistungsfilter mit 
einem mind. 98%-Abscheidegrad?
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3. Mussten Direkteinspritzer, die nicht serienmässig mit einem Partikel-
filter ausgestattet waren, bei der Zulassung nachgerüstet werden? Wie 
viele GDI-Fahrzeuge waren dies und wie viele davon wurden mit einem 
Hochleistungsfilter nachgerüstet?

4. Wie viele bereits vor dem 1. September 2018 zugelassene Direktein-
spritzer sind im Kanton Zürich zugelassen? Wäre es aufgrund der gros-
sen gesundheitlichen Risiken, die von den GDI-Fahrzeugen ohne Par-
tikelfilter ausgehen, aus Sicht des Regierungsrates sinnvoll, auch be-
stehende GDI-Benzinfahrzeuge mit einem Partikelfilter nachzurüsten? 
Gemäss Expertenschätzungen kostet eine solche Umrüstung 300 bis 
600 Franken pro Auto. Könnte sich der Regierungsrat ein Anreizsys-
tem zur Nachrüstung vorstellen?

5. Wie viele Fahrzeuge mit einer gesundheitskritischen Saugrohrein-
spritzung gibt es im Kanton Zürich? Wäre es aufgrund der grossen 
gesundheitlichen Risiken, die von den Benzinfahrzeugen mit Saugrohr-
einspritzung ausgehen, aus Sicht des Regierungsrates sinnvoll, solche 
Benzinfahrzeuge mit einem Partikelfilter nachzurüsten? Könnte sich 
der Regierungsrat ein Anreizsystem zur Nachrüstung vorstellen?

6. Seit dem 1. September 2018 müssen neu zugelassene Benzinfahrzeuge 
mit Direkteinspritzung die gleichen Partikelgrenzwerte wie Diesel-
motoren einhalten. Kann es sich der Regierungsrat vorstellen, sich auf 
Bundesebene dafür einzusetzen, eine schweiz weite Pflicht für Parti-
kelfilter auf alle (Benzin-)Autos, welche diese Grenzwerte nicht er-
füllen, auszudehnen?

Auf Antrag der Sicherheitsdirektion 

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Die Anfrage Sonja Gehrig, Urdorf, und Thomas Wirth, Hombrech-
tikon, wird wie folgt beantwortet:

Zu Frage 1:
Aufgrund von Messungen der Eidgenössischen Materialprüfungs- 

und Forschungsanstalt (Empa) und der Fachhochschule Biel kann da-
von ausgegangen werden, dass der Partikelausstoss von Benzinfahrzeu-
gen mit GDI-Motoren sowohl von der Grösse der Partikel als auch von 
der Anzahl ausgestossener Partikel mit dem Partikelausstoss von Die-
selfahrzeugen vergleichbar ist, wenn beide Fahrzeuge keinen Partikel-
filter aufweisen. In ihrem Statusbericht über die Auswirkungen der 
Feinstaubbelastung auf die Gesundheit der Bevölkerung (Eidgenössi-
sche Kommission für Lufthygiene 2013: Feinstaub in der Schweiz 2013. 
Bern) stuft die Eidgenössische Kommission für Lufthygiene diese Emis-
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sionen als gesundheitsgefährdend ein. Zu den gesicherten gesundheit-
lichen Kurz- und Langzeitfolgen der Feinstaubbelastung zählt die Kom-
mission unter anderem Herzkreislauf- und Atemwegerkrankungen und 
eine erhöhte Zahl an Asthmafällen und Allergien. 

Zu den Emissionen von Benzinfahrzeugen mit Saugrohreinspritzung 
liegt zurzeit nur eine Messung einer Untersuchung der Empa und der 
Fachhochschule Biel zu den Abgasen von Benzin- und Dieselmotoren 
vor, die an einem besonders kleinen Hochleistungsmotor vorgenommen 
wurde. Alleine gestützt darauf kann keine Einschätzung des Gesund-
heitsrisikos zu den Emissionen der Fahrzeuggruppe der Saugrohrein-
spritzmotoren vorgenommen werden.

Zu Frage 2:
Welche Art von Einspritzung in den einzelnen Fahrzeugen verbaut 

wurde, ist weder in der Datenbank des Strassenverkehrsamts noch im In-
formationssystem Verkehrszulassung des Bundesamts für Strassen hin-
terlegt. Eine entsprechende Auswertung ist daher nicht möglich.

Zu Frage 3:
Es besteht keine allgemeine Pflicht zur Nachrüstung mit Partikelfilter 

und dem Strassenverkehrsamt sind deshalb auch keine Nachrüstungen 
bekannt.

Zu Frage 4:
Eine qualitativ genügende Nachrüstung mit einem Partikelfiltersystem 

kann technische Probleme verursachen. Die Nachrüstlösung würde 
sich von Fahrzeugtyp zu Fahrzeugtyp unterscheiden und eine Einbindung 
ins Motorenmanagement voraussetzen. Zurzeit ist kein Fahrzeugherstel-
ler bekannt, der eine wirkungsvolle, langfristig funktionierende Partikel-
filter-Nachrüstung für Benzinfahrzeuge anbieten würde. Eine allge-
meine Pflicht zur Nachrüstung mit einem Partikelfiltersystem erscheint 
daher technisch nicht zweckmässig.

Zu Frage 5:
Wie bereits in der Beantwortung der Frage 1 ausgeführt, fehlen zurzeit 

für eine verwertbare Risikoabschätzung von Benzinmotoren mit Saug-
rohreinspritzung die entsprechenden Messungen. Eine Nachrüstpflicht 
für alle Benzinfahrzeuge mit Saugrohreinspritzung trotz fehlender Daten-
grundlage ist daher nicht zweckmässig. 

Zu Frage 6:
Der Regierungsrat vertritt die Auffassung, dass eine periodische Über-

prüfung der in den Fahrzeugen verbauten Partikelfiltersysteme im Be-
trieb in Form einer Funktionskontrolle notwendig ist. Er erachtet die 
Wiedereinführung der periodischen Abgaskontrolle mit der geeigneten 
Partikelanzahlmesstechnik als ein dafür geeignetes Mittel (vgl. RRB 
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Nr. 330/2018 betreffend Änderung der technischen Anforderungen und 
der Zulassungsprüfung von Strassenfahrzeugen und Einführung eines 
neuen Fahrtschreibers, Vernehmlassung). Der Bundesrat seinerseits 
stellte in seiner Stellungnahme vom 22. Mai 2019 zur Motion Tiana Moser 
(19.3381) zu diesem Thema unter anderem Massnahmen im Rahmen der 
bei amtlichen periodischen Nachprüfungen anzuwendenden Verfahren 
zur Überprüfung des Emissionsverhaltens in Aussicht. 

Mittel- und langfristig dürfte dies eine erheblich grössere Wirkung 
zeigen als eine technisch unbefriedigende Nachrüstung.

II. Mitteilung an die Mitglieder des Kantonsrates und des Regierungs-
rates sowie an die Sicherheitsdirektion.

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin: 
Kathrin Arioli


